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7. | Hilfe und Protest

Einführung 

Unterstützung durch Hilfs- oder Protestaktionen gegen die Verfolgung von Sinti und Roma 
gab es nur sehr selten. Kirchen und staatliche Bedienstete wie auch Privatpersonen nutzten 
womöglich bestehende Handlungsspielräume nur wenig. Das Modul zeigt dennoch Beispiele 
von vereinzelten Versuchen, Sinti und Roma auf unterschiedliche Weise in der Verfolgungs
situation zu helfen. 
Für Lernende kann dieses Modul ein Impuls sein, solange noch kein eigenes Modul „Wider-
stand“ (in Arbeit) angeboten werden kann, sich mit der Bedeutung wie den Gefahren wider-
ständigen Verhaltens auseinanderzusetzen. 

Quellen: 
a.	 Foto: Bischof Machens aus Hildesheim 
b.	Foto: Johann Murtfeld aus Isernhagen

Bearbeitungsvorschläge

1.	 Formuliert ein Schreiben, in dem Bischof Machens gegen das Verschwinden der Kinder  
protestiert.  

2.	 Recherchiert, wie die Kirchen sich angesichts der Verfolgung von Sinti und Roma  
verhalten haben. (Projektvorschlag)
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7. | Hilfe und Protest

Dem Bischof von Hildesheim, Joseph Godehard Machens, 
fiel die Deportation der Sinti vom März 1943 insbesondere 
wegen des Abtransports vieler Kinder aus den Heimen der 
katholischen Kirche und aus Pflegefamilien in seinem Bistum 
auf. 
Am 6. März 1943 schrieb er einen ausführlichen Brief an den 
Vorsitzenden der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal 
Bertram, in dem er über Vorgänge in seiner Diözese berich-
tete: 

„In den letzten Tagen sind an vier Stellen meiner Diözese  
– es können mehr sein – katholische Zigeunerkinder aus 
Heimen und Pflegestellen abgeholt worden durch die Polizei. 
Man befürchtet, dass ihr Leben in Gefahr ist. [...] Ich frage 
mich seit Tagen beklommenen Herzens, was kann gesche-
hen, um unsere Glaubensbrüder zu schützen und zugleich 
vor unseren Gläubigen deutlich genug herauszustellen, dass 
wir von solchen Maßnahmen abrücken, die nicht nur Got-
tes- und Menschenrechte missachten, sondern das morali-
sche Bewusstsein im Volke untergraben und Deutschlands 
Namen schänden. […] Die Regierung selber muß es wissen, 
daß die Bischöfe genötigt sind, laut zu ihren Gläubigen zu 
sprechen, wenn die Maßnahmen fortgesetzt werden, weil sie 
diese Belehrung ihrer Herde schuldig sind und von Gott zu 
Schützern der Bedrängten bestellt sind.“

Aus: Ludwig Volk (Hrsg.), Akten deutscher Bischöfe über die Lage der Kirche 
1933–1945, Bd. VI, Mainz 1985, S. 39.

Machens hatte wohl bei seinem Brief einen öffentlichen 
Protest der Bischöfe im Sinn. Damit stieß er jedoch bei 
Kardinal Bertram auf Widerstand. Der regte an, stattdessen 
in einem gemeinsamen Hirtenbrief der Bischöfe über den 
Dekalog, d.h. die Zehn Gebote, grundsätzlich zu den Vorfäl-
len Stellung zu nehmen. In einem Entwurf des Kölner Erzbi-
schofs Frings war bereits der Anlass – die Deportation der 
Sinti nach Auschwitz – nicht mehr zu erkennen. Immerhin 
war darin noch zu lesen: „Mord bliebe Mord, auch wenn er 
auf Befehl der Obrigkeit angeblich im Interesse des Gemein-
wohls verübt würde“. Auch dagegen erhob Kardinal Bertram 

Joseph Godehard Machens (1934), 
von 1934 bis 1956 Bischof von 
Hildesheim
Foto: Sammlung Gabriele Vogt,  
Hildesheim
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Einspruch, so dass der Entwurf schließlich weiter entschärft 
wurde. In der endgültigen Fassung, die am 19. August 1943 
von der Deutschen Bischofskonferenz verabschiedet und im 
September in allen katholischen Kirchen Deutschlands ver-
lesen wurde, lautete die zentrale Passage zum 5. Gebot, dem 
Tötungsverbot, folgendermaßen:

„Tötung ist in sich schlecht, auch wenn sie angeblich im 
Interesse des Gemeinwohls verübt würde: an schuld- und 
wehrlosen Geistesschwachen und -kranken, an unheilbar 
Siechen und tödlich Verletzten, an erblich Belasteten und 
lebensuntüchtigen Neugeborenen, an unschuldigen Geiseln 
und entwaffneten Kriegs- oder Strafgefangenen, an Men-
schen fremder Rassen und Abstammung. Auch die Obrigkeit 
kann und darf nur wirklich todeswürdige Verbrechen mit 
dem Tode bestrafen“.

Aus: Ludwig Volk (Hrsg.), Akten deutscher Bischöfe über die Lage der Kirche  
1933–1945, Bd. VI, Mainz 1985, S. 201.

Johann Murtfeld

Johann Murtfeld war Pferdehändler in Isernhagen bei Han-
nover. Als am 18. Februar 1944 die ihm bekannte 17köpfige 
Sinti-Familie Friedrich-Lange verhaftet und nach Auschwitz 
deportiert werden sollte, konnten fünf Familienangehörige 
bei Murtfeld untertauchen. In einer eidesstattlichen Erklä-
rung sagte Murtfeld 1951 dazu:

„In Anschluss an diese Verschleppung habe ich die Ge-
schwister Willi, Anna und August Lange [sowie Annas Toch-
ter Waltraud und eine Nichte der drei Geschwister] zu mir 
genommen, d.h. zum Teil heimlich zu mir gebracht und sie 
bei mir im Ziegenstall versteckt gehalten. Die Geschwister 
waren bei mir ohne Lebensmittelkarten und durften den Stall 
am Tage nicht verlassen, damit sie von niemandem gese-
hen, evtl. angezeigt wurden. Ich habe die Obengenannten 
vom Februar 1944 bis Mai 1945, d.h. bis zum Einmarsch der 
Amerikaner in dieser Form versteckt gehalten.“

Aus: NLA-HStAH, Nds. 110W, Acc. 14/99, Nr. 107610.

Johann Murtfeld  
(mit Sohn, ca. 1950), 
Foto: Privatbesitz Familie Murtfeld
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„In Cloppenburg ist keiner weggekommen“

Im März 1943 waren alle in Cloppenburg lebenden Sinti für 
die Deportation nach Auschwitz-Birkenau vorgesehen. Doch 
von den 84 in Cloppenburg gemeldeten Sinti wurden nur 
vier deportiert. Diese Vier hielten sich bei ihrer Festnahme 
nicht in Cloppenburg, sondern im angrenzenden Landkreis 
Vechta auf. Über die Situation in der Stadt Cloppenburg be-
richtete der Sinto Walter Winter 1994 in einem Interview:

„Und in Cloppenburg ist keiner weggekommen. […] jede 
Stadt, wo Zigeuner waren, die in einem Betrieb gearbeitet 
haben, der Wehrmachtsbetrieb, der wichtig war, […] brauchte  
sie nicht ausliefern. Und der Polizeichef in Cloppenburg, 
das war’n Schulfreund von meiner Mutter. Und der Landrat 
von Cloppenburg/Kreis war auch ein Schulfreund von mei-
ner Mutter […]. Weil meine Mutter war eine Winter, und die 
wohnten alle in Cloppenburg, die wohnten da schon 70 oder 
80 Jahre in Cloppenburg. Und das waren Schulfreunde. Und 
dieser Polizeibeamte hat das … – nicht ein einziger [ist] weg-
gekommen.“

Aus: Interview mit Walter Winter (8.6.1994), Interviewprojekt des Niedersächsi-
schen Verbandes deutscher Sinti e.V., Hannover, in Verbindung mit der Universität 
Hannover, Kopie der Stiftung niedersächsische Gedenkstätten, Dokumentations-
stelle Celle, Interview Nr. 62 
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Hilfe und Protest

Protest gegen Verfolgung und Unterdrückung wie auch direkte Hilfe für 
Verfolgte wurden als Formen des Widerstandes gegen den National
sozialismus hart bestraft. Der Strafenkatalog reichte von Gefängnishaft 
bis zur Einweisung in ein Konzentrationslager; nach Kriegsbeginn 1939 
war sogar die Todesstrafe möglich. Abgesehen davon waren ab 1939 
die Lebensmittel rationiert und es gab eine Zuteilung aufgrund von indi-
viduellen Lebensmittelkarten. Menschen, die versteckt wurden, hatten 
keine Lebensmittelkarten, so dass sich die Helfer von Versteckten, was 
für deren Versorgung nötig war, vom Munde absparen mussten.

Häufig wurden Regimegegner und Helfer von Mitbürgern denunziert 
und daraufhin festgenommen. Dennoch fanden Menschen den Mut 
Verfolgte zu verstecken, ihnen zur Flucht zu verhelfen oder gegen das 
Unrecht öffentlich zu protestieren.

Von den christlichen Kirchen gab es nur in geringem Umfang Protest 
gegen die Verfolgung von Menschen. Allerdings gab es etliche katholi-
sche und protestantische Seelsorger, die sich offen gegen das Regime 
wandten und mit KZ-Haft bestraft und/oder als Regimegegner umge-
bracht wurden.

Organisierten Protest oder gemeinschaftlich organisierte Hilfe für Ver-
folgte fand so gut wie gar nicht statt. Wenn protestiert oder Verfolgten 
geholfen wurde, dann geschah das zumeist durch einzelne Personen 
oder kleine Personengruppen.

Historisch-politisches Stichwort
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Joseph Godehard Machens (1934),  
von 1934 bis 1956 Bischof von Hildesheim
Foto: Sammlung Gabriele Vogt, Hildesheim

Johann Murtfeld (mit Sohn, ca. 1950), 
Foto: Privatbesitz Familie Murtfeld
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